
Die neue AStA-Fahrradwerkstatt 
ist absofort Mo-Fr von 10-15 Uhr 
für euch geöffnet. Sie befindet 
sich  in der Endenicher Allee 60 
(Poppelsdorf) und alle Repara-
turkosten belaufen sich lediglich 

auf den Materialpreis. 

 BASTA
Musik! Bitte!

Die Gesellschaft zur Förderung 
des studentischen Musizierens 
veranstaltet am 2. Mai mit Chor 
und Orchester des Collegium 
musicum um 20 Uhr ein Benefiz-
konzert mit dem Verdi-Requiem 

in der Bonner Kreuzkirche.

Vorlesungsbeginn einmal anders: 
Mit dem berühmten „Lacrimosa“ 
aus Mozarts Requiem ‚flashten‘ 
Chor und Orchester des Collegium 
musicum den Hofgarten am Diens-
tagmorgen. Studentische Musiker 
machten so auf die ungewisse Zu-
kunft der für die Universität Bonn 
zentralen Einrichtung studentischer 
Musikkultur aufmerksam. 

Dieser droht durch die Nichtbeset-
zung der Stelle des Akademischen 
Musikdirektors im Som-mersemes-
ter 2014 die Schließung: Schlösser 
wurden ausgetauscht und Chor und 
Orchester die Nutzung universitärer 
Probenräume untersagt. Mitglieder 
der beiden größten Musikensemb-
les der Universität Bonn sind damit 
in diesem Semester im wahrsten 
Sinne des Wortes ausgesperrt.

Seit über 60 Jahren bietet das Colle-
gium musicum Studierenden künst-
lerischen wie demokra-tischen Frei-
raum: Über 400 Studierende aller 
Fachrichtungen musizieren hier ge-

meinsam auf hohem Niveau – teils 
eigenständig, teils in festen Ensem-
blestrukturen. Mit seinen vielfältigen 
musikalischen Aktivitäten ist es fes-
ter Bestandteil des universitären wie 
städtischen Kulturle-bens.

Dass diese Institution vom Rekto-
rat aufs Spiel gesetzt wird, ist ein 
Armutszeugnis für unsere Univer-
sität. Ein konstruktiver Dialog mit 
VertreterInnen der betroffenen En-
sembles wird von Seiten des Rekto-
rats verweigert. Stattdessen tritt die 
Universität mit Pressemitteilungen 
an die Öffentlichkeit. „Der Kulturbe-
trieb soll ausgeweitet werden“ – wie 
aber, wenn den beiden größten En-
sembles der universitären Musik-
landschaft in diesem Semester der 
Probenbetrieb verwehrt bleibt?

Chor und Orchester aber musizie-
ren weiter – und das direkt vor dem 
Rektorat. Mit Mozarts Lacrimosa 
setzen sie ein Zeichen: Sie wollen, 
dass studentische Musik dort bleibt, 
wo sie hin-gehört, nämlich an un-
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Die Presseabteilung der Univer-
sität Bonn veröffentlichte heute 
Morgen eine Mitteilung mit den 
Ergebnissen der Rektoratssitzung, 
die sich mit der Zukunft des Col-
legium musicum beschäftigte. Auf 
den ersten Blick erscheint die von 
der Universität veröffentlichte Stel-
lungnahme ein gutes Zeichen auf 
dem Weg zur Wiederherstellung 
des musikalischen Lebens an der 
Universität. Auf den zweiten Blick 
ist erkennbar: Konkrete Pläne zur 
Fortführung des Collegium musi-
cum gibt es nicht. Die zentrale Ein-
richtung studentischer Musikkultur 
stünde damit vor dem Aus. Die 
Gewährleistung künstlerischer wie 
finanzieller Freiheiten, eine Interes-
senvertretung aller studentischen 
Musikensembles durch einen Aka-
demischen Musikdirektor – Struktu-
ren die zukünftig an der Universität 
offensichtlich nicht mehr gewollt 
sind. Die Mitteilung der Universität 
ist irreführend, wage und enttäu-
schend, kommentieren Mitglieder 
von Chor und Orchester des Colle-
gium musicum die Stellungnahme 
der Hochschule.

Zukunft der Stelle „Akademi-
scher Musikdirektor“ ungewiss
Weiter heißt es, dass Rektorat habe 
„die neue Position zügig besetzen“ 
wollen. Hierbei bleibt unklar, war-

um es sich um eine neue Position 
handelt. Die bisherige Position des 
Akademischen Musikdirektors fin-
det keine Erwähnung. Vielmehr ist 
die Rede von einem „Chor- und Or-
chesterleiter“. Ebenso sucht man 
vergebens nach konkreten Aussa-
gen zur Zukunft des Collegium mu-
sicum. Gerade dies stand aber auf 
der Tagesordnung der Sondersit-
zung des Rektorats, die lange auf 
sich warten ließ. Es drängt sich da-
mit die Befürchtung auf, die eigent-
liche „Grundsatzentscheidung“ sei 
die Auflösung des Collegium mu-
sicum sowie die Streichung der 
Stelle des Akademischen Musikdi-
rektors. Eine Einbindung studenti-
scher Vertreter bei der Besetzung 
und Ausgestaltung der Stelle ist 
zudem nicht vorgesehen.

Künstlerische Kontinuität trotz 
Generalpause?
In der Pressemitteilung wird weiter-
hin behauptet, „eine interimistische 
Lösung sei schon aus Rücksicht 
auf die für die künstlerische Entfal-
tung so wichtige Kontinuität nicht in 
Betracht gekommen.“ Dies ist eine 
grobe Fehleinschätzung: Für die 
künstlerische Entfaltung ist Konti-
nuität zwar wichtig, existenziell ist 
jedoch der Probenbetrieb. Dieser 
sollte nach dem Willen der Univer-
sitätsleitung im Sommersemester 

2014 aber gerade ausgesetzt wer-
den. Nun proben Chor und Orches-
ter aufgrund enormer Eigeninitia-
tive und breiter Unterstützung von 
Seiten der Studierendenschaft, der 
Gesellschaft für studentisches Mu-
sizieren e.V. und der Öffentlichkeit  
in diesem Semester auf eigene 
Faust außerhalb der Universität.

Uneinigkeit im Bezug zu Nach-
folgern war kein Grund für das 
Scheitern des Auswahlverfah-
rens
Die studentischen Vertreter der 
Berufungskommission möchten 
sich darüber hinaus explizit ge-
gen die Darstellung wehren, dass 
„das Gremium sich nicht auf einen 
gemeinsamen Vorschlag einigen 
konnte.“ Die Vorauswahl der Kan-
didaten verlief im gegenseitigen 
Einvernehmen. Das Berufungs-
verfahren ist unerwartet kurzfristig 
vor den Probedirigaten aus einem 
ganz anderen Grund gescheitert: 
Das Rektorat bzw. der Kommissi-
onsvorsitzende hat erst zwei Tage 
vor den angesetzten 
Probedirigaten bekannt gegeben, 
dass sie keinen Sachverständigen 
für Orchesterleitung für die Aus-
wahlkommission gewinnen konn-
ten. Bis auf einen professionellen 
Chorleiter bestand die Kommission 
ausschließlich aus musikalischen 

Rektorat trifft folgenschwere Grundsatzentscheidung 
Collegium musicum hinter verschlossenen Türen abgeschafft?

Reaktion von Chor und Orchester des Collegium musicum auf die Mitteilung des Rektorates

sere Universität. Darum organisie-
ren sie in diesem Semester ihren 
Pro-benbetrieb mit Unterstützung 
von Seiten des AStA und der Ge-
sellschaft zur Förderung für studen-
tisches Musizieren e.V. übergangs-
weise eigenständig.

Studentische Musiker aber hoffen, 
das Collegium musicum als Insti-
tution an ihrer Alma mater langfris-
tig wahren zu können. Mögen die 
klagenden Töne der musikalischen 
Protestaktion bis zum obersten 
Stock des Hauptgebäudes gedrun-

gen sein – damit Konzertbegeisterte 
Chor und Orchester zukünftig wie-
der in der Aula applaudieren kön-
nen.
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Alles begann auf der konstituieren-
den Sitzung des 36. Bonner Studie-
rendenparlaments am 29.01.2014. 
Der RCDS und die Juso-Hochschul-
gruppe brachten einen Antrag ein, 
der im Verlauf der Auseinander-
setzung zu mehreren Ältestenrats-
sitzungen, dem Gang vor das Ver-
waltungsgericht in Köln durch die 
Juso-Hochschulgruppe und einen 
Misstrauensantrag gegen Michael 
Fengler als 1. SP-Sprecher zur Fol-
ge hatte. Um die Ereignisse am bes-
ten aufzubereiten, lassen wir die Be-
teiligten zu den jeweiligen Themen 
selbst zu Wort kommen:

Matthias Rübo (RCDS):  „Der An-
trag zu den Ausschussgrößen sollte 
den Missstand (Spiegelbildlichkeit), 
den wir in den aktuellen Ausschuss-

größen sehen, beheben. Wir haben 
in diesem Punkt den Standpunkt 
vertreten, dass die Satzung gegen 
höheres Recht verstößt und des-
halb an dieser Stelle nicht greift.“

Frederik Traut (Jusos): „Der An-
trag war meiner Meinung nach ein 
schneller und einfacher Weg, die 
Problematik der Ausschussbeset-
zungen zu bereinigen bzw. gar nicht 
erst aufkommen zu lassen. Auch 
wurden, nach allen mir vorliegenden 
Informationen, die anderen Grup-
pen vorher über das Vorhaben in-
formiert. Entsprechende Bedenken 
wurden mir aber erst in der Sitzung 
selbst vorgetragen.“

Armin Schäfers (LHG): „Die Spiel-
regeln, die man vor einer Wahl aus-

gemacht hat, haben selbstverständ-
lich auch danach zu gelten. Daher 
war es schon grob undemokratisch 
von Juso-HSG und RCDS mit einer 
einfachen Mehrheit diese Regeln 
nur für den eigenen Vorteil außer 
Kraft setzen zu wollen.“

Marco Penz (GHG): „Die Satzung 
der Studierendenschaft regelt klar, 
welche Ausschüsse und in welcher 
Größe diese zu bilden sind. Es wur-
de einfach behauptet, die Satzung 
sei verfassungswidrig, was ich da-
mals schon bezweifelt habe. Das 
Studierendenparlament hat sich in 
erster Linie an die Satzung zu hal-
ten. Sollten begründete Zweifel an 
der Vereinbarkeit der Satzung mit 
höherrangigem Recht bestehen, 
dann kann dies nur Anlass für eine 

Ein SP-Antrag und seine weitreichenden Folgen
Ein Antrag zu Ausschussgrößen spaltet das Studierendenparlament

Laien und fachfremden Personen. 
Die studentischen 
Vertreter hatten frühzeitig auf die-
sen Missstand hingewiesen und 
verschiedene Sachverständige 
vorgeschlagen.

Mangelende Kommunikations-
bereitschaft
Bis zum Abbruch des Verfahrens 
haben die studentischen Vertreter 
die Zusammenarbeit als harmo-
nisch und konstruktiv empfunden, 
dies wurde von ProfessorInnen 
aus der Berufungskommission 
auch entsprechend zurückgemel-
det. Nach der Auflösung der Kom-
mission jedoch lehnte der Rektor 
eine weitere Kommunikation in ei-
ner sehr scharfen Mail ab. Zudem 
wurden die studentischen Vertreter 
nicht darüber in Kenntnis gesetzt, 

dass der Leiter der Berufungskom-
mission dem Rektorat empfohlen 
hat, „ohne Votum der Kommission 
über die Besetzung zu entschei-
den.“ Trotz mehrfacher Nachfrage 
haben die studentischen Vertreter 
außerdem bis heute kein Protokoll 
der letzten Kommissionssitzung er-
halten.

Fazit:

Die Presseerklärung lässt viele 
Fragen offen und eine fatale Ent-
wicklung befürchten. Das Rektorat 
kündigt zwar einen Dialog an, hat 
aber offensichtlich die Entschei-
dung über die zentrale Umstruktu-
rierung des Kulturlebens bereits ge-
troffen, ohne mit den Studierenden 
in direkte Kommunikation zu treten. 

Dies spricht nicht für ein Umdenken 
im Rektorat. Dennoch haben wir 
durch unsere Initiative viel erreicht; 
die entfachte Energie werden wir 
weiter einbringen und für echtes 
studentisches Musizieren an der 
Universität Bonn kämpfen.

Unterstütze auch du das Collegi-
um musicum und unterschreibe die 
Online-Petition:

https://www.openpetition.de/petiti-
on/online/generalpause-nein-dan-
ke
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Satzungsänderung sein. Es kann 
aber nicht sein, dass eine knap-
pe Mehrheit im SP meint, sich das 
Recht rausnehmen zu können, die 
Ausschüsse so festzulegen, dass 
für sie ein günstiges Ergebnis dabei 
rauskommt.“

Christoph Grenz (Piraten): „Zwar 
haben auch wir erkannt, dass an die-
ser Stelle Handlungsbedarf besteht, 
aber halten einen Antrag, so wie er 
im SP gestellt wurde, für die falsche 
Lösung. Die bestehende Satzung 
kann nicht einfach durch das SP 
übergangen werden und deshalb 
haben wir auf der folgenden Sit-
zung einen SP-Antrag eingebracht, 
der einen Satzungsausschuss mit 
dem Finden einer möglichst für alle 
Parteien befriedigenden Lösung be-
auftragt. Dieser Antrag wurde auch 
vom SP angenommen.“

RCDS und Juso-HSG haben den 
Antrag mit knapper Stimmmehrheit 
beschlossen und die Ausschüsse 
mit nun 7 statt wie in der Satzung 
der Studierendenschaft unter §12   
Abs. 2 vorgeschriebenen Größe von 
5 Mitgliedern besetzt. Unmittelbar 
nach der Sitzung wandte sich Marco 
Penz (GHG) an den Ältestenrat, der 
seinem Antrag auf Unvereinbar-
keit mit der Satzung recht gab und 
die Entscheidung des SPs zu den 
Ausschussgrößen aufhob, sodass 
diese neu besetzt werden mussten. 
Auf die Frage, ob die Satzung an 
dieser Stelle gegen höheres Recht 
verstieße, wurde eine Entscheidung 
zunächst vertagt. Dazu gab es fol-
gende Reaktionen:

Matthias Rübo (RCDS): „Wir kön-
nen den Beschluss nachvollziehen, 
teilen die Auffassung aber nicht und 
finden es Unglücklich, dass der Äl-
testenrat nicht erst ein Gutachten 
abgewartet hat.“

Frederik Traut (Jusos): „Der Be-
gründung durch den Ältestenrat, 
diesen Beschluss aufzuheben, war 
meiner Meinung nach absolut nicht 
nachvollziehbar, da hier ein Zirkel-
schluss vollzogen wurde und somit 
die Begründung sich quasi selbst 
begründet. Einen Beschluss auf-
zuheben, weil man nicht direkt ent-
scheiden kann, ob der Beschluss 
rechtmäßig war oder nicht, ist ja un-
gefähr so als würde ein Gericht je-
manden erst einmal verurteilen, weil 
man erst einmal klären muss wie die 
Rechtslage aussieht.“

Vom Ältestenrat wurde dazu ein 
Gutachten von Prof. Dr. Pieroth ein-
geholt, in dem es in einer Urteilsbe-
gründung des Ältestenrats wie folgt 
heißt: „In seinem Gutachten zur Fra-
ge der Vereinbarkeit des § 12 Abs. 
2 StS stellt Herr Prof.Dr. Pieroth he-
raus, dass sich der aus Art. 38 Abs. 
1 S. 2 GG ergebende Grundsatz der 
Spiegelbildlichkeit auch für das Stu-
dierendenparlament maßgeblich zu 
halten sei.Gleichzeitig  unterstreicht  
er  jedoch  auch  die  Unterschiede  
zwischen  dem Studierendenparla-
ment  und  dem  deutschen  Bun-
destag,  an  dem  sich  die Recht-
sprechung zu diesem Grundsatz 
entfaltet.  Dabei  verweist  er sowohl  
auf die unterschiedliche absolute 
Größe (43 gegenüber mehr als 600 
Mitgliedern) als auch auf die unter-
schiedliche relative Größe der Aus-
schüsse gegenüber dem Plenum 
(der kleinste mögliche Ausschuss 
des Studierendenparlaments hat 
3 von 43 Mitgliedern,was ca. 7 % 
entspricht. Der größte Ausschuss 
des Bundestags hat 41 Mitglieder, 
was auch etwa 7% der Mitglieder 
entspricht). [...] Die Größe der Aus-
schüsse ist ausreichend, da sie re-
lativ ausreichend groß gestaltetsind 
und ihre Größe der eingeschränkten 
Befugnisse angemessen erschei-
nen. Dieunzureichende Darstellung 

der Mehrheitsverhältnisse des Stu-
dierendenparlaments inden  Aus-
schüssen  ergibt  sich  jedoch  aus  
der  Größe  dieser  und  demBeset-
zungverfahren. [...]  Eine Unverein-
barkeit des § 12 StS mit höherem 
Recht kann daher nicht festgestellt-
werden.“

Bereits gegen das erste Urteil des 
Ältestenrats, den Beschluss des SP 
und die Besetzung der Ausschüsse 
zurücknehmen, zog die Juso-HSG 
unter Fraktionsführer Frederik Traut 
am 20. Februar vor das Verwal-
tungsgericht (VG) in Köln. In dem 
Antrag auf Erlass einer einstweili-
gen Sicherungsanordnung, der sich 
gegen das SP, die Studierenschaft 
und den Ältestenrat richtet, geht es 
unter anderem darum, dass das VG 
feststellen solle, dass der Beschluss 
des Ältestenrats rechtswidrig sei, 
sich die Ausschüsse wie zuvor be-
setzt konstituieren sollen und dass 
„ein Ordnungsgeld bis zu EUR 
250.000,00 und für den Fall, dass 
dieses nicht beigetrieben werden 
kann, Ordnungshaft bis zu sechs 
Monaten“ im Falle einer Zuwider-
handlung angedroht wird. Das Ver-
waltungsgericht wies jedoch sämtli-
che Anträge ab und begründete dies 
unter anderem damit, dass den Aus-
schüssen im SP „keine Legislativ-
funktion zukommt“. Ausserdem sei 
die Ausschussbesetzung nach dem 
verwendeten Verfahren „die Folge 
des demokratisch zustande gekom-
menen Wahlergebnisses und von 
den Fraktionen grundsätzlich hin-
zunehmen. Den im Studierenden-
parlament vertretenen Fraktionen 
steht es mit anderen Worten nicht 
zu, mit einfacher Mehrheit die in der 
Satzung der Studierendenschaft 
grundsätzlich vorgegebene Größe 
der Ausschüsse so zu modifizieren, 
bis das Ergebnis ‚passt‘“ (Beschluss 
vom 26.02.2014). 
Die Meinungen dazu: 
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Alena Schmitz (GHG): Den Antrag 
an das Verwaltungsgericht halte ich, 
unabhängig von der natürlich beste-
henden Legitimation eines Wider-
spruchs gegen eine Entscheidung 
des Ältestenrats, für absolut über-
flüssig. […] Insbesondere der An-
trag gegen die Studierendenschaft, 
vertreten durch mich, war von vorn-
herein ohne Aussicht auf Erfolg 
- immerhin hat der AStA gar nicht 
die Kompetenzen, Ausschüsse 
des Studierendenparlaments ein-
zusetzen. Auch der Versuch, dem 
AStA-Vorsitz nun einen Teil der Ver-
antwortung für die Anträge an das 
Verwaltungsgericht zuzuweisen, 
weil wir […] den widerrechtlichen 
Beschluss des SP nicht beanstan-
det haben, ist nicht stichhaltig. Ob 
der Vorsitz diesen Beschluss bean-
standet oder der Ältestenrat, dessen 
Anrufung schon während der Sit-
zung klar war, ihn direkt wieder „kas-
siert“, macht in diesem Fall wirklich 
keinen Unterschied. Festzuhalten 
bleibt, dass dieser Beschluss, unab-
hängig von seiner inhaltlichen Idee, 
die im entsprechenden Ausschuss 
geklärt werden wird, der Satzung 
widersprach und folgerichtig sowohl 
vom Ältestenrat als auch vom Ver-
waltungsgericht abgelehnt wurde.

Frederik Traut (Jusos): „Die Ent-
scheidungen des Verwaltungsge-
richt sind so zu akzeptieren, ich 
empfand die Begründungen zwar 
als recht kurz, aber sie sind zu-
mindest stichhaltig. Ich hätte zwar 
erwartet, dass das Gericht anders 
entscheidet, aber da waren die Auf-
fassungen wohl zu unterschiedlich. 
Das Ziel der Anträge vor dem VG 
Köln durch die Fraktion war natür-
lich, die Beibehaltung des ursprüng-
lichen SP-Beschlusses zu den Aus-
schussgrößen. Ich persönlich halte 
eine rechtliche Klärung bei solchen 
Streitigkeiten für durchaus legitim, 

was andere Leute offensichtlich an-
ders empfinden.“

Armin Schäfers (LHG): „Dass man 
dann aber aus bloßem Ergötzen am 
Rechtsstreit der Studierendenschaft 
Kosten verursacht, zeigt, dass die 
Jusos hier jede Verhältnismäßigkeit 
verloren haben: Man klagt, wenn 
bspw. ein AStA Gelder veruntreut 
hat, aber ganz sicher nicht wegen 
einer Petitesse wie der Größe von 

Ausschüssen. Solche Aktionen 
machen es Leuten, die für die An-
erkennung von Ernsthaftigkeit und 
Bedeutsamkeit der studentischen 
Mitbestimmung in der Hochschul-
politik kämpfen, wieder ein bisschen 
schwerer.“

Christoph Grenz (Piraten): „Den 
Schritt vor das Verwaltungsgericht 
halten wir für einen überflüssigen 
Schnellschuss. Zwar ist es durch-

Hat dem Misstrauensantrag standgehalten: Michael Fengler
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aus legitim gegen eine Entschei-
dung des Ältestenrats zu klagen, 
aber hier wurden nur überflüssige 
Kosten für die Studierendenschaft 
produziert. Bereits der ursprüng-
liche Antrag zur Vergrößerung 
der Ausschüsse wurde mit einem 
Antrag auf sofortige Abstimmung 
durchgewunken und bis zur Klage 
wurde von der Juso-HSG  keinerlei 
Bereitschaft zur Diskussion gezeigt. 
Ein solches Verhalten ist destruktiv 
und steht der bisherigen konstrukti-
ven Zusammenarbeit im Studieren-
denparlament komplett entgegen. „

Marco Penz (GHG): „Sie wollten 
damit verhindern, dass die Aus-
schüsse nun so besetzt werden, wie 
es in der Satzung vorgesehen ist. 
Dadurch eskalierte die Sache noch 
mehr, als es ohnehin schon der Fall 
war. […]  Es wurde noch nicht mal 
versucht, eine einvernehmliche Lö-
sung zu suchen. Besonders proble-
matisch war dann auch noch, dass 
in den Anträgen der JusoHSG der 
derzeitige SP-Sprecher Michael 
Fengler als „ermächtigtes Mitglied“ 
genannt wurde, zu dem das Gericht 
bei Nachfragen doch bitte Kontakt 
aufnehmen möge. Hierin sehen wir 
eine nicht hinnehmbare Vermen-
gung von Präsidiums- und Frakti-
onstätigkeit. Der SP-Sprecher ist 
in besonderem Maße zur Unpartei-
lichkeit aufgerufen.“

Nachdem das Urteil des Verwal-
tungsgerichts bekannt wurde, kam 
es auf der darauffolgenden SP-Sit-
zung zu einem Konstruktiven Miss-
trauensvotum von GHG und LUST 
gegen Michael Fengler als 1. SP-
Sprecher. Im Wortlaut des Antrags 
heißt es in der Begründung: „Mit 
seinem konfrontativen und einseitig 
die Eigeninteressen bzw. die Inter-
essen seiner Fraktion vertretenden 
Vorgehen hat Michael Fengler al-

lerdings bereits jetzt mehrfach un-
ter Beweis gestellt, dass er zu einer 
überparteilichen und sachgemäßen 
Amtsführung nicht willens oder nicht 
in der Lage ist. Beispielhaft für einen 
offensichtlichen Interessenskonflikt 
sei hier seine Rolle als ermächtig-
ter Vertreter der Fraktion der Juso 
Hochschulgruppe im Gerichtsver-
fahren gegen die Studierenden-
schaft genannt. Mit dem Antrag auf 
Erlass einer einstweiligen Anord-
nung gegen eine Entscheidung des 
Ältestenrats, an welcher er offen-
kundig maßgeblich beteiligt ist, noch 
vor dem Vorliegen der offiziellen Be-
gründung diskreditiert er zudem die 
Organe der Verfassten Studieren-
denschaft und nimmt einen erheb-
lichen (auch finanziellen) Schaden 
der Studierendenschaft billigend in 
Kauf. Vor diesem Hintergrund ist 
Michael Fengler als überparteilicher 
Repräsentant des Studierenden-
parlaments nicht mehr tragbar.“ Im 
Anschluss kam es zu einer länge-
ren Personaldebatte, die mehrere 
Stunden dauerte und an dessen 
Ende der als neuer SP-Sprecher 
vorgeschlagene Kandidat Ronny 
Bittner nicht die erforderliche abso-
lute Mehrheit der Stimmen für sich 
gewinnen konnte.  Michael Fengler 
bleibt also weiterhin im Amt des 1. 
SP-Sprechers. Hier die einzelnen 
Meinungen zu den Vorgängen:

Armin Schäfers (LHG): Michael 
Fengler hat sich in der Rolle des 
SP-Sprechers unmöglich verhalten. 
Eigentlich hat er in dieser Position 
eine zusammenführende Funktion. 
Es hat aber eher den Anschein, als 
ob sich sein ganzes Handeln - nicht 
nur in dieser Angelegenheit – eher 
daran orientiert, irgendwelche Mätz-
chen abzuziehen. Vielleicht wäre er 
also eher als Fraktionssprecher der 
Juso-HSG anstatt als SP-Sprecher 
geeignet.

Matthias Rübo (RCDS): „Der Miss-
trauensantrag ist in unseren Augen 
stark übertrieben gewesen und hat 
unnnötig Zeit des Parlaments ver-
schwendet.“

Jakob Horneber (GHG): „Es ist voll-
kommen klar, dass auch ein Spre-
cher eine eigene Position vertritt 
und auch vertreten soll, aber dass 
er  Streitigkeiten erst herbeiführt 
und dann auch noch maßgeblich 
zur Eskalation beiträgt, ist mit unse-
rem Verständnis dieses Amtes nicht 
vereinbar. Das Vertrauen, dass Mi-
chael Fengler in seiner Amtsführung 
allen Mitgliedern des Parlamentes 
gleichermaßen gerecht wird, ist aus 
Sicht der grünen Hochschulgruppe 
nicht mehr vorhanden. Es war für 
uns deshalb zwangsläufig, gemein-
sam mit der Liste undogmatischer 
StudentInnen (LUST) einen Miss-
trauensantrag gegen ihn zu stellen. 
Leider ist der Antrag trotz mehrheit-
licher Annahme (18 zu 17 Stimmen) 
gescheitert, weil die notwendige 
absolute Mehrheit von 22 Stimmen 
verpasst wurde. Der Ausgang der 
Abstimmung ist dennoch durchaus 
bemerkenswert, zeigt er doch, dass 
es im Parlament nach nicht einmal 
zwei Monaten Amtszeit bereits eine 
breite Unzufriedenheit mit der Amts-
führung des 1. Sprechers gibt.“

Michael Fengler (Jusos, 1. SP-
Sprecher): „Zunächst einmal fand 
ich es sehr schade für Ronny, weil 
ich das Gefühl hatte, dass ihn da 
gewisse Leute instrumentalisiert ha-
ben, um ihn auf ein Himmelfahrts-
kommando zu schicken, weil das 
eigentlich schon rein rechnerisch 
nicht funktionieren konnte. […] Es 
waren insgesamt 18 SP-Mitglieder 
der Ansicht, dass jemand anderes 
als SP-Sprecher besser wäre. Das 
ist eine Botschaft, die ich wahrge-
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nommen habe, die ich aber trotz-
dem in erster Linie als politisches 
Manöver wahrnehme. Für mich sind 
die Vorwürfe, die gegen mich erho-
ben werden, nach wie vor nicht be-
stätigt. Ich kann nach wie vor mit gu-
tem Gewissen sagen, dass ich mein 
Amt richtig ausgeführt habe. [...] In 
der aktuellen politischen Gesamtla-
ge glaube ich, dass es ganz schwie-
rig ist, einen Konsenskandidaten für 
dieses Amt zu finden.“

Ronny Bittner (Piraten): „Für uns 
bestehen seit diesen Ereignissen 
erhebliche Zweifel an der Eignung 
von Michael Fengler als 1. SP-Spre-
cher. Dieses Amt verpflichtet ihn in 
seinem Handeln zur Unparteiigkeit 
und durch seine Arbeit beim An-
trag vor dem Verwaltungsgericht, 
der sich auch gegen ihn selbst als 
SP-Sprecher richtete, aber auch 
schon durch das unkritische Be-
handeln eines für uns offensichtlich 
satzungswidrigen Antrags auf der 
konstituierenden Sitzung, den sei-
ne Fraktion damals als einzige ne-
ben den Antragstellern des RCDS 
unterstützt hat, konnte man sehen, 
welche Probleme auftreten können, 
wenn der 1. SP-Sprecher eben nicht 
unparteiig handelt. Deshalb war es 
für uns nur konsequent, den Miss-
trauensantrag gegen ihn zu unter-
stützen. Das Abstimmungsergebnis 
ist auch insofern interessant, als 
das es für mich als Gegenkandidat 
zwar nicht die nötige absolute Mehr-
heit gab, aber von den Anwesen-
den mehr Ja-Stimmen auf mich als 
auf ihn entfielen. Zumindest dieser 
Punkt sollte ihm zu denken gegeben 
haben und ich hoffe, dass er für sich 
aus allem seine Schlüsse zieht und 
auch die Kritik, so harsch sie größ-
tenteils ausfiel, für sich konstruktiv 
umsetzen kann.“

Kilian Hoffmeister (LUST): „Nach 
dem Misstrauensantrag ist vor dem 

Misstrauensantrag.“

Neben der Aussendarstellung kann 
man natürlich auch um die Stim-
mung und Arbeitsatmosphäre inner-
halb des Studierendenparlaments 
fürchten. Abschließend haben wir 
also auch Meinungen zur aktuellen 
Verfassung und wie es möglicher-
weise weitergehen kann eingeholt: 

Jakob Horneber (GHG): „Mitneh-
men sollte man aus der Situation 
auf jeden Fall, dass es sich immer 
lohnt, erst den Dialog zu suchen. 
Es gibt und gab in der Frage der 
Ausschussgrößen durchaus Ge-
sprächsbereitschaft von allen Seiten 
– den satzungswidrigen Beschluss 
und den Antrag ans Verwaltungs-
gericht (nicht zu vergessen die Kos-
ten von min. 1000€) hätte man sich 
mit Sicherheit sparen können. Eine 
gerichtliche Auseinandersetzung 
sollte ohnehin erst als allerletztes 
Mittel angestrebt werden. Immerhin 
hat das Gericht in seiner Begrün-
dung recht eindeutig die mangelnde 
Rechtskenntnis des Protagonisten 
aufgezeigt, sodass uns ähnliche 
Vorstöße in Zukunft hoffentlich er-
spart bleiben.“

Matthias Rübo (RCDS): „Das Kli-
ma ist durch Klage und Antrag zer-
rüttet und wir hoffen, dass die bei-
den Koalitionspartner sich besinnen 
und zu konstruktiver Arbeit zurück-
kehren. Gerade wenn man an un-
sere Außenwirkung denkt, müssen 
Jusos und Grüne einiges wieder gut 
machen.“

Ronny Bittner (Piraten): „Wir 
setzen uns immer für eine prag-
matische, also Lösungsorientier-
te Herangehensweise für Proble-
me jeglicher Art ein und fanden es 
teilweise bedenklich, aber auch 
schlichtweg schade, wie einzelne 
Hochschulgruppen sich teilweise 

während der Ereignisse verhalten 
haben. Natürlich wird nun auch Mi-
chael Fengler als 1. SP-Sprecher 
noch genauer beobachtet werden, 
aber ich bin optimistisch, dass wir 
wieder zu einem guten Arbeitsklima 
zurückkehren, das mehr auf Dialog 
als auf Anschuldigungen setzt, wie 
es im Rahmen dieser Ereignisse der 
Fall war.

Armin Schäfers (LHG): „Das Klima 
ist sicherlich beeinträchtigt. Dass 
manche, nur weil sie gerade eine 
Mehrheit haben, so weit gehen, mit 
dieser nach Gutdünken die Satzung 
zu brechen, ist dem gegenseitigen 
Vertrauen abträglich. Dennoch sind 
wir immer offen, wenn andere be-
reit sind, Probleme konstruktiv zu 
lösen.“

Frederik Traut (Jusos): „Ich bin der 
Meinung, dass man möglicherwei-
se allseitig ein bisschen zu wenig 
miteinander geredet hat (bzw. auch 
einfach zu spät) und alle Fraktionen 
auf ihre jeweilige Art und Weise ein 
wenig zur Rechthaberei neigen wo-
durch dann solche Situationen ent-
stehen können. Andererseits kann 
man eben auch nur Politik machen, 
wenn man meint, das Richtige zu 
tun, sodass dieser Hang zur Recht-
haberei eben im System selbst 
drinsteckt. Möglicherweise hat sich 
auch vielfach über die Jahre teil-
weise großer Frust aufgestaut und 
hat Kompromisslösungen unnötig 
erschwert. Ich denke aber, dass wir 
mittlerweile auf einem guten Weg 
sind, gegenseitiges Vertrauen wie-
der aufzubauen.“

Beitrag & Foto: Ronny Bittner
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Wir kennen es alle: Es müssen un-
bedingt noch 2 Pflichtpraktika abge-
leistet werden, man will aber nicht 
in irgendeinem staubigen Büro 
Bleistifte anspitzen. Außerdem soll 
es sich am besten auch noch gut 
im Lebenslauf machen. Und dann 
sind da ja auch immer noch die zu-
sätzlichen Kosten, wenn das Prak-
tikum woanders stattfindet. Dabei 
wissen viele gar nicht, dass auch in 
Bonn und Umgebung unglaublich 
viele interessante Möglichkeiten 
bestehen. Einige davon wollen wir 
euch in den kommenden Wochen 
und Monaten kurz vorstellen.

Statistisches Bundesamt

Aufgaben: Das Statistische Bun-
desamt stellt dem Staat, der Wirt-
schaft und Privaten statistische 
Informationen aus diversen Fach-
bereichen zur Verfügung. Das Amt 
arbeitet objektiv und unabhängig 
um möglichst verlässliche Informa-

tionen für Entscheidungen, Willens-
bildungsprozesse usw. bereitstel-
len zu können. Der Präsident des 
Statistischen Bundesamtes ist zu-
gleich auch der Bundeswahlleiter. 
Auf internationaler Ebene ist das 
Statistische Bundesamt in Statis-
tikgremien der EU, OECD und der 
Vereinten Nationen vertreten. Die 
Statistiken des Bundesamts wer-
den in folgenden Schritten erstellt: 
1. methodische und technische 
Vorbereitung der Statistik, 2. Da-
tenerhebung und Verarbeitung, 3. 
Publikation der Ergebnisse. Neben 
dem Hauptsitz in Wiesbaden, un-
terhält das Statistische Bundesamt 
Zweigstellen in Bonn und Berlin.
Während des Praktikums sollen 
laut Internetpräsenz Kenntnisse 
aus dem Studium angewandt und 
vertieft werden, auch damit ihr als 
potenzielle Nachwuchskräfte ei-
nen guten Einblick in die Arbeit des 
Amts bekommt.

Zielgruppe: Laut Internetauftritt be-
steht die Möglichkeit eines Prak-
tikums für die verschiedensten 
Studienrichtungen (auch aus dem 
naturwissenschaftlichen Bereich!). 
Explizit genannt: mal wieder die Ju-
risten...
Studis mit Pflichtpraktika werden 
bevorzugt, obligatorisch ist die Ein-
ordnung als Pflichtpraktikum aber 
wohl nicht. Konkrete Praktika wer-
den auf der Homepage des Amts 
(www.destatis.de) ausgeschrieben 
aber auch Initivativbewerbungen 
sind möglich.
Besonderes „Extra“: Das Amt ge-
hört zu den öffentlichen Stellen, die 
für das Praktikum „in der Regel“ 
300,00 €/Monat zahlen.

Bewerbungsadresse:
Statistisches Bundesamt
- Personalgewinnung -
Gustav-Stresemann-Ring 11
65189 Wiesbaden

Marco Klein

Irgendwas mit...
Ausgabe 4: Statistisches Bundesamt
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Nach der Veröffentlichung einer 
Erklärung gegen die so genannte 
Henry Kissinger Professur, die in 
kurzer Zeit über 1000 Unterschrif-
ten vorweisen konnte, und der 
Übergabe eines von mehr als 100 
Wissenschaftlern unterschriebenen 
Offenen Briefes an die Universität, 
sowie die finanzierenden Ministe-
rien (Verteidigung und Äußeres) 
steigerte sich die Medienaufmerk-
samkeit für die Bonner Professur 
in kürzester Zeit. Ulrich Lüke kom-
mentierte den Protest im General 
Anzeiger daraufhin unter der Über-
schrift „Blamabel“. Im Folgenden 
eine Entgegnung von Lukas Men-
gelkamp:

Es ist ein interessanter Zufall, 
dass Ulrich Lüke in seinem Kom-
mentar im General Anzeiger vom 
01.04.2014 ausgerechnet das Wort 
„blamabel“ benutzt, um den Protest 
gegen die so genannte Henry Kis-
singer Professur abzuqualifizieren. 
Denn im Rahmen des Dies Aca-
demicus im November des letzten 
Jahres bemerkte ein Bonner Asi-
enwissenschaftler während eines 
Panels zur Henry Kissinger Pro-
fessur, dass er aus dem akademi-
schen Milieu wegen der geplanten 
Einrichtung der Professur unisono 
eine Rückmeldung erhalte: Eine 
Blamage für die Universität Bonn. 
Ich nehme an, dass Herr Lüke 
glaubt mit seinem Kommentar 
Schaden von der Universitätsstadt 
Bonn abzuwenden. Jedoch ver-
wechselt er diejenigen die auf das 
Problem aufmerksam machen mit 
dem Problem. Herr Lükes Verteidi-
gung der Henry Kissinger Professur 
stützt sich anscheinend nicht auf 

eine genaue Untersuchung der Ar-
gumente der Kritiker der Professur. 
So schreibt er, Kissinger sei „betei-
ligt“ gewesen, an Kriegen und Inter-
ventionen. Kissinger war aber nicht 
nur „beteiligt“, sondern nahm eine 
federführende Rolle ein. Zudem 
übergeht Herr Lüke schlichtweg die 
Tatsache, dass die Ausweitung des 
Vietnamkriegs auf Kambodscha 
und Laos eine eklatante Völker-
rechtsverletzung darstellte, da zwei 
neutrale Staaten ohne Kriegserklä-
rung mit Krieg überzogen wurden. 
Wie veröffentlichte Dokumente be-
weisen, war den Entscheidungs-
trägern im Weißen Haus bewusst, 
dass sich in den Zielgebieten der 
Massenbombardierungen hunder-
te Zivilisten aufhielten. Am Ende 
starben durch die Angriffe der B-52 
Bomber nicht hunderte, sondern 
hunderttausende. 

Was ist mit den Interventionen in 
Lateinamerika? War Kissinger nur 
„beteiligt“? Den Gesprächsproto-
kollen nach war seine Rolle eine 
andere: Zusammen mit Präsident 
Nixon war er die treibende Kraft 
hinter der massiven Unterstützung 
rechter Militärs gegen die demo-
kratisch gewählte Regierung unter 
Salvador Allende. Und dies, ob-
wohl eine von Kissinger eigens ein-
gesetzte Arbeitsgruppe aus CIA, 
State Departement und Pentagon 
ihm bescheinigte, dass von der Re-
gierung in Chile keinerlei Gefahr 
ausginge. Kissingers Treiben führ-
te dazu, dass einer seiner engsten 
Mitarbeiter, Viron P. Vaky, ihm vor-
warf: “What we propose is patent-
ly a violation of our own principles 
and policy tenets.” Kissinger war 

also nicht nur „beteiligt“ an einer In-
tervention, die obendrein eine ekla-
tante Verletzung des Völkerrechts 
darstellt. 

Die Untersuchung von Kissingers 
Rolle ließe sich in den Fällen von 
Argentinien, Bangladesch und Ost-
timor fortsetzen. Die Quellenlage ist 
trotz Kissingers Versuchen, Doku-
mente zurückzuhalten, mittlerweile 
recht üppig. Kissinger ist deshalb 
noch kein „Kriegsverbrecher“, dar-
über sollten Gerichte entscheiden. 
In Bonn geht es aber nicht um die
Frage, ob wir Kissinger hier vor Ge-
richt stellen können, sondern um 
die Frage, ob eine solche Ehrung 
gerechtfertigt ist. Sollten wir ausge-
rechnet nach Henry Kissinger eine 
Professur für Völkerrecht benen-
nen? Und hier lautet die die Antwort 
der Kritiker ganz klar: Nein. Henry 
Kissinger hat im Rahmen der Ent-
spannungspolitik, aber auch der 
Beendigung des Jom-Kippur-Krie-
ges Leistungen vollbracht. Doch 
können diese Leistungen nicht 
über den Bruch von Internationa-
lem Recht und US-Gesetzen und 
US-Verfassung hinwegtäuschen. 
Nicht der Protest, sondern die Pro-
fessur ist „blamabel“ für die UN-
Stadt Bonn. Mal ganz abgesehen 
davon, dass mit der Professur zum 
ersten Mal in der Geschichte der 
Bundesrepublik an einer zivilen Uni 
eine Professur vom Bundesvertei-
digungsministerium finanziert wird 
und damit ein weiterer Schritt der 
unlauteren Einflussnahme militäri-
scher Akteure auf die Hochschul-
landschaft erfolgt.

General Verschweiger
Der folgende Text erschien nicht im Bonner „General Anzeiger“
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Für alle geschichtlich interessierten 
Studenten,  besonders diejenigen 
die eine Vorliebe für das Mittelal-
ter haben, gibt es ab dem Som-
mersemester 2014 ein neues und 
spannendes Angebot: Geschichts-
studenten wollen durch die Grün-
dung des Mittelalter Vereins der 
Uni Bonn, die lebendige und au-
thentische Darstellung der Kunst, 
Kultur, des Handwerks und der Ge-
sellschaft zur Zeit des beginnenden 
Hochmittelalters und darüber hin-
aus im Zeitraum vom 11. Bis zum 
12. Jahrhundert  vermitteln.

Studenten aller Studiengänge, in-
sofern sie volljährig und an der 
Rheinischen-Friedrich-Wilhelms 
Universität Bonn eingeschrieben 
sind, haben somit die Möglichkeit 
ihr Wissen über die geschichtliche 
Vergangenheit, durch neue wissen-
schaftliche Erkenntnisse, auszu-
bauen. Speziell behandelt werden 
hierbei  die historiographischen, ar-
chäologischen und kunstgeschicht-
lichen Aspekte der teilnehmenden 
Völker des ersten Kreuzzuges.

Ziel des Mittelalter Vereins ist auch 
die Förderung studentischer Inter-

aktionen, sowie Studienanfängern 
ein vertiefen in die notwendigen Ar-
beitstechniken des Studiengangs 
Geschichte, insbesondere des 
Epochenmoduls Mittelalter, zu er-
möglichen.
Durch die Teilnahme an mittelal-
terlichen Festspielen soll auch ein 
Gefühl für diese durchaus interes-
sante Epoche geweckt werden.
Bei Interesse oder Fragen wendet 
euch an:
MAverein@gmx.de

Dieser Beitrag ist eine Selbstdar-
stellung der studentischen Gruppe

Gotfried von Bouillon Reenactment Universität Bonn
Studentische Gruppe sucht Mitglieder

Liebe StudentInnen, 

wir, das Referat für Ökologie, sind 
immer auf der Suche nach neuen 
Mitgliedern, die Lust und Zeit ha-
ben sich gemeinsam mit uns für 
Nachhaltigkeit und einen umwelt-
bewussten Umgang mit Ressour-
cen stark zu machen. Wir haben 
verschiedene Projekte, Veranstal-
tungen und Vorträge um mit Spaß 
unsere Inhalte zu vermitteln. Zum 
Beispiel den Kleidertausch, der 
auch in diesem Semester regel-
mäßig stattfindet, das klimafreund-
liche Kochen und diverse Vorträge 
mit Themen wie zum Beispiel zur 
Energiewende, Umweltpolitik und 
Nachhaltigkeit . Wir setzen uns für 
die Verbesserung der Fahrradinf-
rastruktur ein und bieten darüber 

hinaus auch einen Fahrradmarkt 
mehrmals im Jahr an. Auch wer 
sein Gemüse von regionalen Bau-
ern beziehen möchte, wird bei uns 
fündig. In Kooperation mit dem 
in Beuel ansässigen Bio-Bauern 
Momo bieten wir für StudentInnen 
wöchentlich frisches Obst und Ge-
müse an. Die Bio-Tüte ist jederzeit 
an- und abbestellbar! Die Produkte 
von Momo, werden auch für unser 
klimafreundliches Kochen verwen-
det, bei dem der Augenmerk auf 
Saisonalität der verwendeten Nah-
rungsmittel liegt und vegetarisch 
gekocht wird. 

Habt ihr Ideen für weitere Projek-
te und Veranstaltungen? Gibt es 
ein Thema bezüglich Umwelt und 
Nachhaltigkeit was euch brennend 

interessiert und über welches sich 
eurer Meinung nach eine Vortrags-
veranstaltung lohnt? Oder habt 
ihr  sogar Interesse daran bei uns 
„Ökos“ mitzuwirken? Wir würden 
uns über Anregungen und beson-
ders über neue Mitarbeiter immer 
sehr freuen!

Dein Referat für Ökologie!

E-Mail: oeko@asta.uni-bonn.de
Facebook:
www.facebook.com/oekoreferata-
stabonn 
Homepage:
www.asta-bonn.de -> Referate -> 
Ökologie 

Öffnungszeiten im Asta (Zimmer 6): 
Mittwochs 12:00 - 16:00 Uhr

Die Welt ein bisschen verbessern
Das Referat für Ökologie sucht engagierte Unterstützung
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Termine

Freitag, 11.04.14, 
19:00 Uhr: Ersti-Sektempfang
Der Startschuss mit Ersti-Tüte ins Semester, anschlie-
ßend geht‘s ins Café Giornale am Kaiserplatz.

Referatsraum/AStA-Flur, Nassestr. 11, Zimmer 11

Dienstag, 15.04.14, 
19:00 Uhr: LesBiSchwule Vollversammlung & Spie-
leabend 
Diskutiert mit uns über unsere Arbeit und wählt die Re-
ferentInnen fürs kommende Jahr. Im Anschluss laden 
wir euch zu einem bunten Abend mit
Brettspielklassikern und Gesellschaftsspielen ein.

GAP Jugendzentrum, Obere Wilhelmstr. 29, Bonn-
Beuel

Dienstag, 22.04.14,
20:00 Die türkische Krise
Die türkische Krise
Über Recep Tayyip Erdoğan, Fethullah Gülen und die 
Aktualität der Rackettheorie
Vortrag von und Diskussion mit Murat Yörük (Marburg)
Murat Yörük  ist Autor der Zeitschrift Bahamas. Zuletzt 
ver öf fent lichte er: „Der Apo lo get des Todes. Beim Wort 
ge nom men: Recep Tay yip Erdoğan“.

Hörsaal 8, HG

Freitag 25.04.14, 
17:20 Uhr: Szenebummel
Wir erforschen, in Kooperation mit dem LUSK, die viel-
fältige Kölner Szene.

Treffpunkt: 17 Uhr Referatsraum/AStA, Nassestr. 
11, Zimmer 11 / 17:20 Uhr Bonn Hbf, Gleis 1

Samstag: 26.04.14, 
11:00 Uhr: Ersti-Brunch
Unterhaltet euch in gemütlicher Atmosphäre mit ande-

ren Studierenden bei Milchkaffee, Brötchen und Crois-
sants.

Treffpunkt: 10:30 Uhr vor der Mensa, Nassestr. 11 / 
11 Uhr GAP Jugendzentrum, Obere Wilhelmstr. 29, 

Bonn-Beuel

Montag: 28.04.14, 
19:00 Uhr: Filmreihe „Queer Monday“
Diesmal im Programm: „Easy Abby“ von Wendy Jo 
Carlton und mit Lisa
Cordileone, Emily Shain sowie Mouzam Makkar.
Recht ziellos driftet Abby durch ihren Alltag in Chicago, 
der aus
Affären, Gelegenheitsjobs und Treffen mit ihren Freun-
dinnen besteht. Aus
ihrem üblichen Rhythmus kommt sie erst, als sie Dani-
elle kennenlernt.
Spielfilm aus der ziemlich frech und frei produzierten 
Web-Serie
(Originalfassung mit Untertiteln).

Veranstalter: Ingeborg Boxhammer & Heike Janes
Brotfabrik, Kreuzstraße 16, 53225 Bonn (Beuel)

Montag, 28. April 2014 
19:00 Uhr: Cryptoparty an der Uni Bonn
Vortragsreihe zur Computersicherheit
2. Vortrag „E-Mail- und Festplattenverschlüsselung“
Referent: Jochim Selzer (AK Vorrat Köln/Bonn)
Längst ist Sicherheit im Internet mehr als ein Stecken-
pferd paranoider IT-Profis. Alle haben Daten von sich, 
die besser nicht bekannt werden, und sei es nur die 
Konto-PIN. Einige sorgen sich darum, dass Google und 
Facebook zu viel über sie wissen, oder fühlen sich un-
wohl beim Gedanken, dass jemand ihre Mails mitliest. 
Für Juristen, Ärzte und Geschäftsleute ist es lebensnot-
wendig Berufsgeheimnisse zu wahren.
Perfekte Sicherheit ist unmöglich, aber wenigstens gibt 
es Programme, die das digitale Leben erheblich siche-
rer gestalten. Meist lassen sie sich sowohl leicht instal-
lieren als auch benutzen, aber gerade Laien möchten 
nicht lange Fachartikel lesen, sondern wollen einfach 
an ihrem Gerät gezeigt bekommen wie es geht. Genau 
dafür gibt es die Cryptoparty.

Veranstalter: IT-Referat des AStA
Hörsaal XVII (Hauptgebäude)


